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§16
(1) Bis zum 31. Juli 1990 werden von der Treuhandanstalt 

Personen als vorläufige Mitglieder des Vorstandes oder vor­
läufige Geschäftsführer bestellt. Bis zu ihrer Bestellung sind 
die Aufgaben des Vorstandes oder der Geschäftsführung durch 
die geschäftsführenden Generaldirektoren oder Betriebsdirek­
toren wahrzunehmen.

(2) Die Vorschriften des Aktiengesetzes oder des Gesetzes 
über die Gesellschaften mit beschränkter Haftung über die 
Stellung und die Verantwortlichkeit der Mitglieder des Vor­
standes oder der Geschäftsführer sind auf die in Abs. 1 ge­
nannten Personen anzuwenden. Die Treuhandanstalt haftet 
für Schäden aus Pflichtverletzungen dieser Personen an de­
ren Stelle. Regreßansprüche der Treuhandanstalt gegen diese 
Personen aufgrund anderer Rechtsvorschriften bleiben un­
berührt.

§ 17

(1) Bis zur endgültigen Feststellung der Satzung einer ge­
mäß § 11 Abs. 2 entstandenen Aktiengesellschaft lauten deren 
Aktien auf den Inhaber. Der Nennbetrag der Aktien beträgt 
fünfzig Deutsche Mark.

(2) Bis zum endgültigen Abschluß des Gesellschaftsvertra­
ges einer gemäß § 11 Abs. 2 entstandenen Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung beträgt die Stammeinlage eintausend 
Deutsche Mark.

§ 18

Geschäftsjahr der gemäß § 11 Abs. 2 entstandenen Kapital­
gesellschaften ist das Kalenderjahr.

§ 19

Unverzüglich nach der Eintragung der Aktiengesellschaft 
im Aufbau oder der Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
im Aufbau in das Handelsregister hat deren vorläufiges Lei­
tungsorgan die für die Gründung einer Aktiengesellschaft 
oder einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung gesetzlich 
erforderlichen Maßnahmen für die Gründung einzuleiten.

§20

(1) Die Kapitalgesellschaften haben der Treuhandanstalt 
bis zum 31. Oktober 1990 zu übergeben:

1. Entwurf eines Gesellschaftsvertrages oder einer Satzung 
entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen unter An­
gabe des Stammkapitals oder Grundkapitals und einer 
gegebenenfalls beabsichtigten oder erforderlichen Kapi­
talerhöhung;

2. Schlußbilanz der Wirtschaftseinheit und Eröffnungsbilanz 
zum Stichtag der Umwandlung sowie eine Aufstellung 
über alle Rechte und Pflichten, Forderungen und Ver­
bindlichkeiten, die mit den Banken getroffenen Verein­
barungen und bei beabsichtigter Gründung weiterer Ge­
sellschaften eine Regelung über die Rechtsnachfolge. Die 
Bilanzen sind durch den Rechnungshof oder Wirtschafts­
prüfer oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften zu prüfen;

3. Gründungsbericht' und Lagebericht, in dem auch der Ge­
schäftsverlauf und die Lage der Wirtschaftseinheit für 
das letzte Geschäftsjahr darzustellen sind;

4. Angaben über Bodenflächen der Kapitalgesellschaften.

(2) Für Wirtschaftseinheiten, die einen Antrag auf die Um­
wandlung und die dazu erforderlichen Unterlagen ordnungs­
gemäß bei der Treuhandanstalt vor Inkrafttreten dieses Ge­
setzes eingereicht haben, gelten die Anforderungen gemäß 
Abs. 1 als erfüllt.

(3) Nach dem 31. Oktober 1990 kann der Abschluß des Ge­
sellschaftsvertrages oder die Feststellung der Satzung durch 
die Treuhandanstalt unter Mitwirkung der Kapitalgesell­
schaften erfolgen. Die Treuhandanstalt kann nach Ablauf 
dieses Termins Wirtschaftsprüfer oder Wirtschaftsprüfungs­
gesellschaften beauftragen, auf Kosten der Kapitalgesell­
schaft den Gründungsbericht und den Lagebericht sowie die 
Eröffnungsbilanz zu erstellen.

§21

(1) Das vorläufige Leitungsorgan hat die Durchführung 
der Maßnahmen nach § 19 bei dem Handelsregister anzumel­
den. Der Anmeldung sind beizufügen:

1. der Gesellschaftsvertrag oder die Satzung;
2. die Eröffnungsbilanz;
3. der Gründungsbericht;
4. der Prüfungsbericht.

(2) Im Falle des § 20 Abs. 3 veranlaßt die Treuhandanstalt 
die Anmeldung.

(3) Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ein­
tragung der Kapitalgesellschaften vor, so löscht das Register­
gericht den Zusatz „im Aufbau“ in der bisherigen Firma der 
Kapitalgesellschaft.

§22

Kapitalgesellschaften, die nach § 11 Abs. 2 entstanden sind, 
sind mit Ablauf des 30. Juni 1991 aufgelöst, wenn die nach 
den §§ 19 und 21 erforderlichen Maßnahmen bis zu diesem 
Tage nicht durchgeführt worden sind.

§23

§ 11 Abs. 2 sowie § 15 Abs. 3 gelten auch für Umwandlun­
gen, die auf Grund der Verordnung vom 1. März 1990 zur 
Umwandlung von volkseigenen Kombinaten, Betrieben und 
Einrichtungen in Kapitalgesellschaften (GBl. I Nr. 14 S. 107) 
vorgenommen worden sind.

§24
Übergangs- und Schlußbestimmungen

(1) Vorschriften dieses Gesetzes berühren nicht etwaige 
Ansprüche auf Restitution oder Entschädigung wegen un­
rechtmäßiger Enteignung oder enteignungsgleichen Eingrif­
fen.

(2) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1990 in Kraft.

(3) Gleichzeitig treten außer Kraft:
— Beschluß vom 1. März 1990 zur Gründung der Anstalt zur 

treuhänderischen Verwaltung des Volkseigentums (Treu­
handanstalt) (GBl. I Nr. 14 S. 107)

— Beschluß des Ministerrates vom 15. März 1990
Statut der Anstalt zur treuhänderischen Verwaltung des 
Volkseigentums (Treuhandanstalt) (GBl. I Nr. 18 S. 167).

(4) Durchführungsverordnungen zu diesem Gesetz erläßt 
der Ministerrat.

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am siebzehnten Juni neunzehnhundert­
neunzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den siebzehnten Juni neunzehnhundertneunzig

Die Präsidentin der Volkskammer 
der Deutschen Demokratischen Republik
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